AMTSBLATT 


DES KREISES SANDOMIERZ. 


Abonnementspreis vierteljährig 3 Kronen. Ne. 15 Sandomierz, den 1. September 1916. 
INHALT: 
1. Begnadigungen und Unterstützungen.— 2. Bekämpfung der Wutkrankheit.— 3. Einführung von 
Viehpåssen.— 4, Einhebung erhöhter Stempelgebuhren.— 5. Aufnahmevou Einwohnern des Okkapations- 
gebietes Polen zum provisorischen Finanzwachdieuste— 6. Unterhaltsbeitråge für die Angehörigen der 


Russiseh polnischen Zivilarbeiterabteilungen. 


1 Li 
Beynadigungen und Unterstutzungen. 


Anlässlich des Geburtstages Seiner Kaiserlichen 
und Königlichen Apostolischen Majestät des Allergnådig- 
sten und Allerdurchlauchtigsten Kaisers und Königs 
Franz Josef |. habe ich nachstehenden Sprällingen 
mit 18. August 1916 den Rest der Strafen nachge 


sehen: 


1.) der Helene Ortowska 

2) der Pesla Bleehstein 

3.) dem Josef Anczura 

4.) dem Wojtek Chmielowlee junior 
d.) der Josefa Olszak 

6.) dem Schyja Bajer 

7) der Katharma Strycharska 
8.) der Sophie Polita 

9.) der Sophie Jelentowska 
10.) der Franziska Smolinska 
11.) der Katharina Borek 

12.) dem Vinzenz Rozansk! 
13.) der Adela Marzec 

14.) der Stetanie Budek 

10.) dem Cyprian Stefaniuk 


Weiters habe ich für die Armen des Kreises den 
Betrag von 5000 Kronen gespendet, welcher durch 
die Hilfskumitees in Sandomierz Stadt, Koprzywnica, 
Klimontów, Staszów, Zawichost, Połaniec uud Bogorja 
zur Verteilung gelangt. 

Ausserdem wurden die Kinderherne im Sando- 
mierz, Sulistawiee, Swimary, Klimontów, Msciow und 
Garbów mit dera Betrage von 1200 Ix. und die 
Feuerwehrvereine m Osiek und Koprzywnica zur 
Ergänzung der Feuerlöschrequisiten mit dem Betrage 
von je 200 K. bedacht. 


Å 


Bekampfung der Wutkrankheii. 
VERORDNUNG 
des k. u. k. M. Q. G. vom 8. August 1916. 


$ 1. Alle über S Wochen alten Hunde sind 
durch die Gemeindevorsteher (Wojte) — in den Städten 
durch die Magistrate - in Evidenz zu führen und zwar 
unter Angabe des Namens und des Berules des Ei- 
gentüners, sowie unter Bezeichuung der Farbe, der 
Gattung, des Geschleehtes und der Verweudiungsn 


art des Huudes. 
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$ 2. Hunde 


geschlossenen Raume berinden, bei Tag und Nacht an 


sind, soferne sie sieh nicht in einem 


der Ketle zu halten, oder müssen mit einem beib- 


steheren Manlkorb versehen sein: der Maulkorbzwang 


gilb auch for Hunde, welche an der heine getühr, 
werden 
§ 8 In öflentliche Lokale (Kalleehöuser, Re- 


stanrabionen, Amtsgebände) und an Orte, wo grössere 
Menschenansammlungen statttinden (Stadtgirten, Aus- 
Hugsurte, etz) dürfen Hunde unter keiner Bedingung 


mibgenommen werden. 


S 4 Bis ist 


Rte s N 
Gebäude und Höfe herumstreifen zu lassen. 


verboten, Katzen ausserhalb der 


Herrentose und 


§ 5 Hunde 


deren obige Vorsehriften 


solche, bezüglich 


nicht eingehalten werden, 


sind durch die Wasenmeister-und wo sich kein sol- 
cher befindet, durch die Organe der öftentlichen 


Sicherheit zu böten oder, wenn es leicht und ohne 


ht: B 
Gefährdung möglıch ıst, emzulangen. 


Eingefangene Hunde sind nach Ablauf von 24 
Stunden zu vertilgen, soferne nicht etwa der Eigen- 
Frist die 


tümer innerhalb dieser Einbringung einer 
le] > 


Bitte um Freigabe ($ 6) anzeigt, sich zur Tragung 
der 


Hundes verpflichtet und hiefür eine entsprechende 


der Kosten Verwahrung und Verpflegung des 


Kautiou erlegt. f 


Die Vertilgung hat nur daun zu uuterbleiven, 
Huude 


welche kem sichtbares Gebrechen zeigen 


wenn es sich um junge kriiftige handelt 
E g ’ 


und eine 


Sehulterhölie von mindestens 66 em. aufweisen., In 


diesem Falle ist eine Meldung an das Kreiskommaudo 
zu erstatten, welches nach Erlolg der Untersuchung 
Hundes 


au das Kriegshundsersatzdepot in Pulawy oder die 


durch den Kreistierarzt die Ablieferung des 


Vertulgung auzuorduen hat. 


+ Der Eigentümer des eingefangenen, für Kriegs- 


zwecke in Verwendung genommenen Hundes hat 


keinen Auspruch auf Ersatz 


Ausserhalb von Gebäuden und Höfen umher- 


streifende Katzen sind zu toten. 


$. 6. Die Herausgabe von eingelangenen Hundeu 
kann vom Mil. Gen. Gouv. ausnahmsweise in besou- 
ders berücksichtigungswürdigen Fullen unter der Be- 


dingung gestaltet werden, dass der Huud aut Kosten 


p as r . á 
des Pigentümers durch eme vom Kreistierarzt gu be- 


stimmende Frist verwahrt und während derselben 


trerårøtlieh beobachtet wird und dass keine sonstigen 


Bedenken vorliegen, 


Die Herausgabe kann unbeschadet der eventuel- 


len Bestrafung des Bigentümers nach $ 11 von dem 


lurlag emes entsprechenden Betrages får wohltätige 


Zwecke abhängig gemacht werden, 


Bis zur Tötung bezw. Entscheidung über die 


Herausgabe sind emgelangene Hunde im einem ent- 
sprechenden Raume in gesonderben Kälgen oder an 


Ketten gelegt zu halten, damit sie sich gegenseitig 


nicht beissen können und auf Kosten des Bigen- 


tiimers entsprechend zu warten uud zu fühbern 


% 
$ 7. Die Kreiskommandos sind ermächtigt, Aus- 


vahinsscheine für Wach-, Jagd-, Schülerhunde u. del. 


zu erteilen, aul Grund welcher solche Hunde geit- 


weise vom Maulkorbzwauge resp. vom Aukebtungs- 


zwange befreit werden. 


$ 5. Die Ausnahmsscheine sind rar die Hunde 


uur auf die Dauer ihrer speziellen Verwendung gilug, 
daher fur Wavhhunde nur, insolange sie sich im 
umzăunteu Gehdlten, Garten, Haushoten, Lagerplätzeu 
befinden, von wo sie nicht entweichen könuen: fúr 
Jagd- und Schäterhunde nur während der Jagd bezw. 


während der Verwenduug beim Weiden vou ‘Lieren 


$ 9. Die Biuluhr vou Hunden in das (ebiet 


des M G. G. dart bur mit Genehmigung des M. G. G. 


erlulgen. 


betretten 


Zivil», Se es 


$ 10. Die Bestimmungen dieser Vdg. 


alle im Privatbesitze sei es von vou 


Militérpersonen befudlichen Hunde. 


§ 11. Übertretungen dieser Vdg. werden, soferne 
die Tat nicht unter eine strengere Stratbestimmung 
fällt, vom Kreiskommando nach den Bestimmungen 
der Vdg des A, U. K. vom 19|VIlL 1915, Vdg. Bl. 
Nr. 80 mit Geldstrafen bis zu 2000 K. oder mit 


Arrest bis zu 6 Monaten bestraft. 


$ ı2. Diese Verordnung tritt mit 1. September 


1916 m Kraft und gilt an Stelle der diesbezüglich 
erlassenen Vers 


truher seitens des hreiskommandus 


lugungen. 


3, 


3. 


Einführung von Viehpassen im Bereiche des Militår- 
General Gouvernements. 


Auf Grund der Verordnung des k.u k Militär- 
General-Gouverucars vom 18 Juni 1916 kundge- 
macht iin  Verordnungsblatte des k. n. k. Mil 
General-fionvernements N Stück vom B. August 
1yl6—wırd verhigt: 

1 Zu $ 4 dieser Verordnung: 

Die Ausstellung der Viebpässe obliegt im allge- 
meinen den Gemeindevorstehern Får vom Sitze des 
Gememdeamtes weiter als 4 kin entfernte Orte kön- 
neu die Gemeindevorsteher schreibkundige Vielhbe- 
schauer iu Vorschlag bringen, welchen die Ausstel- 
lung der Viehpiisse vom k. u. k Kreiskummando 
übertragen werden wird. 

NS: 

Die bisher bestellten Viehbeschauer verbleiben 
weiterhin in ihrem Ambe. 


3. Zw § 17: Die Verorduung tritt mit 3. Sep- 


tember 1916 in Kraft 
4. Der Artikel 1, des Amtsblatwes Nr. % vom 


15. März 1916 tritb hiemit ausser hratt. 


4. 


Einhebung erhöhter Stempeigebühren. 


Verordnung des k. u. k. Militar-General-Gouverneurs 
vom 3. August 1916. 


lu Ausführung des am 4 Oktober 1914 sanktiv- 
werten Beschlusses des russischen Muiisterrates (russ. 
RGBL. Nr. 308 vom 12. November 1914. Z. 2570) 
wird gemäss des Art. 48 der Haager Laudkrieg- 


ordnung verordnet wie folgt: 


1) Die bisherige lixe Stempelgebühr im Be- 
trage von 1 nb. 95 kop. per Bogen (Art 18 des Geb. 
Ges. Ges. Sammi. Band V, Ausgabe v. J. 191%) wird 
aut 2 Rb. von jedem Bogen erhöht. 


2.) Die bisherige fixe Stempelgebühr im Betrage 


Vou 75 kop. per Bogen (Art. 14 und 15 des Geb. 


Ges. Ges. Samml. Band. V, Ausgabe v. J. 1919.) wird 


sur 1 Rb. von jedem Bogen erhöht. 


3.) Die Aktenstempelgebühr der niederen Norm 
(Art. 59 P. 2 des Geb. Ges. Ges Saml. Band V, Aus- 
gabe v. J. 1912) får die im Artikel DC und Di L des 
Gebührengesetzes Ausgabe 1918 und 1912; aufge- 
zählten Akten und Urkunden auf jeden Betrag wird 
auf iO kop von je 100 Rb emes bis zu 10000 Kb 
lautenden Betrages und auf I Rb. von je 1000 tb 
eines 10000 Rh. übersteigenden Betrages festyesetat, 
woher nicht volle 100 Rb. und 1000 Rb. als voll ge- 


rechnet werden. 


4) Die Aktenstempelgebuhr der höheren Norm 
für die im Artikel Di des Geb. Ges. (Ges Đamml. Band 
V. Ausgabe ex 1902) genannten verzinslicheu Wert- 
papiere wird aut 19 des Wertes dieser Effekten (Art. 
37 des Geb. Ces.) festgesetzt. 


5) Die Absätze 21, 27, und 30 des Art 13. 
Absatz 1 des Art. 33, Artikel 45, Artikel DI|L, dl, 
60 (alle nach Ausgabe ex 1912) und Artikel 195 des 
Geb. Ges. (Ges Samml Baud V, Ausgabe ex 1908), 
werden wie folgt, abgeändert: 


> 


Art. 13. Der fixeu Stempelgebühr a 2 Kb. von 
jedem Bogen unterliegen: Abs. 21: Auszüge (nit Aus- 
nahme der ersten d. L der Hauptexemplare; Nutariats- 
urduung ex 1592, Art. 195 und 196), 

sowie Abschriften der Akten und Urkunden, 
welche der perzentuellen Steinpelgebühr unterliegen, 
feruer Protesturkunden über Geldverpflichtungen, wel 
che der Weeliselstempelgebuhr unterliegen, wenn die, 
Stempelgebiihr von dem ersten oder Hauptauszuge, 
Unginalakte und Urkunde oder von der protestierten 
Geldverptlichtung nicht weniger als 2 Rb. betragt 

Abs. 27. Assekuranzpolizzen, sowie die dieselben 
vertretenden Rechnungen und Quittuugen bei allerler 
Versicherungen (mit Ausnahme Jener im Artikel 68, 
Absatz I und Art. 69 Absatz 12) ferner allerlei Ver 
träge über Versicherungen der bilekten, Akueu und 
verziuslichen Wertpapiere, wenn die enttalleude Prämie 
80 Rb, und bei Keuerveisicherung, weun diese Prämie 
mehr als 80 ID. nicht aber 400 Itb. übersteigt. 


Abs. 30. Die seitens der staatlichen, Ölleublichen 
und privaten Kreditinstitute, dann durch die Baukge 
schatte betreibenden Wechselstuben und Privatgesell- 
scharen ausgestellten Zeugnisse, Billets uud Geldes 
lagscheine über Geldemlageu mit oder ohne Termin 
(wit Ausnahme der Geldemlagen aut laufende Rech 


uuug, Wenn die Ueldenilage 1000 Kb, übersteigt, 


sowie über Depositeneinlagen ausgenommen die Ein- 
lagen auf laufende Rechnung wenn die Depositen- 
einlage 1000 Rb. nicht aber 2000 Ib. übersteigt. 
Wenn die in Rede stehenden Zeugnisse, Billets und 
Bescheinigungen in Form spezieller Erlagsbücher 
ausgefolgt werden, unterliegt der Stempelgebühr jede 
Eintragung über eine 1000 Rb. übersteigende Geld- 
einlage und ber Depositenemlagen jede Eintragung 
über eine 1000 Rb. nicht aber 2000 Kb. übersteigende 


Geldeinlage. 


Art. 38. 


in welchen bein 


Verabredungen und Verpflichtungen, 
Wert 


Eutgeltes um voraus nicht angegeben werden kann, 


Vertragsabschlusse der des 
4. B. bei den Lieferungen der Materialien nach dem 
vereinbarten Preise m einer Quantität, welche je nach 


dem Bedarte sich ergeben wird, bet Austihruug der 


Arbet gegen taghehe Entlohnung, wenn die Hut- 
L s You der Anzahl der erzeugten Produkte 


avnangig ist, U. 8. w, unterliegen der Dbempelgebuhr 


gemass nachsuehenden Grundsätzen: 


L Beim Absehlusse des Vertrages auf einen in 
diesem Vertrage nicht bestimmten Betrag wird die 
Dxe Stempeleebuhr von 2. Sb. eimgehoben (Art. 18 
Absatz 11). 


Art. 45. Wenn die Stempelgebühr von den er- 
sten oder llauptaustertigungen, sowie von den Akteu 
und Urkunden, welche der Aktenstempelgebålr unter- 
ligen, oder you den protestierten, der Wecliselstem- 
pelgevuhr uuterliegeuden Schuldverschreibungen, weni- 
ger als 2. 160. vetragt, (Art. 13, Absatz 21), so unter- 
liegen die folgenden Auslerugungen und Kopien der 
Urigiualakten und Lrkunden sowie Prutestakten die- 
ser Dehulurkunaen derselben Gebulir, wie die ersten 
oder Hauptaustertiguugen, Urigivalakten und Urkun- 
den und protesterte Schuldverschreibungen. 


Art. 5ljl. Der Akteustempelgebulir der höheren 
Norm im dem im Artikel DU Absatz 1 Lit. a. (Ausgabe 
ex 1912) festgesetzten Ausmasse unterliegen die Feuer- 
versicherung Assekurauzpolizzen, die dieselbeu ver- 
bretenden Rechnungen vuer (Quisbungen Quit Ausnahme 
jener uu Artikel Gu, Abs. 41, erwälluten), wenn die 


Prumie 400 Lip, uberstergt. 


Art. 571. Der Aktensteinpelgebulr der niederen 
Norm in dem um Arukel DU, Absatz 2 (Ausgabe ex 
1912) Iestgesetzten Ausinabse unterliegeu die seitens 


der sLaabs-ulleublichen und privaben Isrediunstitute so- 
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wie seitens der Bankgeschäfte betreibenden Wechsel- 
stuben und Privatgesellschaften ausgestellten Zeugnis- 
se, Billets und Depositenscheine über Depusiteneinlagen 
(ausser Depositeneinlagen auf laufende Rechnung), 


wenn die Summe des Deposites 2000 Rb. übersteigt. 


Billets 


Einlagebüsher 


Wenn die bezeichneten Zeugnisse, und 


Depositenscheine in Form spezieller 
ausgefolgt werden, wird die Gebühr für jede Mintra- 
gung der Geldeinlage, die 2000 Ro ubersteigt, einge- 
hoben. 


Art. 60. Weun der Wert der Haudelstrausaktion 


auch nicht annähernd ermittelt werden kann, so 


unterliegt diese Transaktion unmibbelbar ber ihrem 
Abschlusse der fixen Stempelgebubr per 2 Rb. (Art. 
13 Abs. 11. Ausgabe ex 1912) Dw 


vou dieser 


nachträgliche 


Akteustempelgebühr Transakuon nach 
Austühruug bewirkteu 
Woche Erhalt 


von dem Erwerver uer letzten Wareupartie, oder der 


Feststellung des durch ihre 


Betrages wirt splitestens eine nach 
Urkunde, welche ui Austuhrong des Vertrages fest- 


stellt, (Handelsreehuung, Memoirnotize, Schlussbrief 


etz) emgehoben. 
Von dieser Gebühr wird die beim Vertragsab- 
schlusse eutrichtete Stempelgebühr in Abzug gebracht. 
Art. 128. Die Nachtragsstempelgebühr vun den 
(127) Akten 
und Urkunden kann m Stempelmarken die 


Artikel 119 festgesetøte Arı entriohtet werden, wober 


im vorhergehenden Artikel erwähnten 


aut um 
emer der Kontrahenten selbst die Stempelmarke enb- 
werten kann, wenn die Bemessungsgrundlage in den 
un Artikel 60 und Gl genannten Akten und Doku- 
menten 000 Kb. und, in auderen Akten und Duku- 


menten LUO Rb. nicht übersteigt. 
Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Kund- 


machuug in Kraft. 


Bi 


Aufnahme von Einwohnern des Okkupatiunsyebietes 
Polen zum provisorischen Finanzwachdienste. 


Laut Erlass des k. u. k. A. 0. K. V. P. Nr. 
112555 vom 1|12. 1910 und Erlass des k. u. k. M. G. G. 
in Lubliu vom 10,42. 1940 Nr. 16469 können die sich 


meldenaen  Binwohner des Okkupations- 


freiwillig 


gebietes zum aushilfsweisen Dienste beim Finanz- 


wachkommaudo im Lublin herangezogen werden, 


Bedingungen für die Aufnalime sind folgende: 

1) Physische Eignung. 

2) Volle Beherrschung der polnischen Sprache 
in Wort und Sehrift: (die Kenntnis der deutschen 


Sprache bildet eine vorzugsweise Berücksichtigung.) 
3) Eine den Dienstverhultmissen entsprechende 


Iutelligenz. 
4) Makelloses Vorleben. 


5) Ein Alter von über 15 bis 35 Jahren, wo- 
bei betont wird, dass die minderjährigen einer schrift 
lichen Einwilligung des Vaters (Vormundes), welche 


von der Gemeinde bestätigt sein muli, bedürfen. 


Die Bekleidung bestehend aus 1 Mantel, 1 Bluse, 
1 Hose, 1 Kappe, und I Paar Schuhen erhalten die Be- 
werber aus den Monturvorräten des M. G. G. unent- 
geltlich. 


Die Kurterhaltung der Bekleidungssorten wird 


aus dem Tageslohn bestritten. 


Als Tageslohu erhalten diese Leute 5 Kr. tag 
heh, welcher ihnen vom Tage des Diustanbrittes 
(Meldung) beim k u. k. Finanzwachkommando in 


Lublin zu je 6 Tagen im vorhiuem ausbezahlt wud. 


Für die Unterbringung sowie für eine krältige 
und dabei billige Verköstigung, welche aus dem 
Tageslohn bestritten wird, trägt das Fimanzwaclkom- 


mando Surge. 


Die sich freiwillig zum Aushufsdienste melden- 
den Kinwohuer unterstehen auf die Dauer ihrer frel- 
willig übernommenen Dienstleistung der Militärge- 
walt. Jede Dienstnachlissigkeit und Fahrlässigkeit, 
sowie verbrecherische Handlungen werden ausser 
Entlassung mit Strafen nach den Militiirstratgesetzen 


geahndet. 


Die Gesuche um Aufnahme in den Aushiltsstand 
der Pinanzwache mit den nötigen Beilagen sind bin- 
nen 8 Monaten vom Tage der dritten Verlautbarung 
dieser Aullorderung an die Kreiskommandos bezie- 


hungsweise Kreisfinauzwachkommandos einzubringen. 


6. 


Unterhaltsbeitrage fur die Angehorigen der russisch 
po!nischen Zivilarbeiterabteilusgen. 


Mit der Op. Nr. 58505 vom 23. Mai 1916 hav 
das A. O. K. verfügt, dass den Familienangehörigen 
der als Zivilarbeiter im Bereiche der 1. 2. und 4. 
Armee verwendeten Staatsangehörigen im Königreiche 
Polen die im Pkte. 7 der M, G. G. Vdg. N. Nr. 
10244,1v festgesetzten Unterhalsbeitriige und zwar ab 
1, Mai I. J. zu erfolgen sind. 


Für die im Bereiche des M. G G. befiwdlichen, 
aus diesen Staatsangehörigen gebildeten Ziv. Arb. 
Abt. gilt diese Verfügung vorläufig nicht, weil in 
Bezug auf die Bildung dieser Z. A. A. grundlegende 
Anderungen geplant sind, wobei auch die Frage der 
Versorgung der aut den Uuterhalt des Arbeiters 


augewiesenen Familienaugehorigen gelöst werden wird. 


Hiezu wird bemerkt, dass das M. G. G. mis 
allen ihm za Gebote stehenden Mitteln bestrebt sem 
wird, die unvermeidlichen Hårtun des Arbeitszwan- 
ges, so lange er noch bis zur Emfuhrung der neu- 
geplanten Organisation bestehen muss, zu hudern, 
anderseits aber wit Sicherheit darauf rechnet, dass 
die irregeführte Bevölkerung endlich einmal authö- 
ren wird, den unsinmgsten Gerüchten (wie z. B 
Verwendung der Zivilarbeiter tür den Frontdienst 


und dgl.) Glauben zu schenken, 


Per K. u. k. Kreiskommandant: 
ADOLF SCHALLER mp 


Oberst. 
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